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AnpassungwegenAbkommen
Eine Bestimmung aus dem Zuger Denkmalschutzgesetz wird gestrichen – wegen eines europäischen Abkommens.

Manuel Bühlmann

Das Zuger Denkmalschutzge-
setz hat nach der Volksabstim-
mung vom November 2019
einen weiteren Härtetest be-
standen, allerdings nicht unbe-
schadet. Das Bundesgericht
weist zwar einen Teil der Kritik
am revidierten Gesetz zurück,
hebt aber auch eine der umstrit-
tenen Bestimmungen auf.

Ein Blick in das ausführlich
begründete Urteil zeigt: Die zen-
trale Rolle beim höchstrichterli-
chen Entscheid kommt einem
internationalen Abkommen zu.
Das Granada-Übereinkommen
– benannt nach dem Verhand-
lungsort – gilt in der Schweiz seit
1996 und verpflichtet die euro-
päischenMitgliedstaaten,geeig-
nete Vorschriften zum Schutz
vonBaudenkmälernzu erlassen.
Die meisten umstrittenen Ge-
setzespassagen hält das Bundes-
gericht für vereinbar mit den
internationalen Vorgaben – mit
einer grossen Ausnahme.

Bundesgericht
warntvorFolgen
Vor der obersten Instanz ist das
revidierte Zuger Denkmal-
schutzgesetz gelandet, weil sich
eine Gruppe von Wohnungs-,
Stockwerk- und Hauseigentü-
mern dagegen zur Wehr gesetzt
hat. Sie störten sich an einzelnen
Formulierungen, dreimal ging
es um das Wort «äusserst», das
rausgestrichenwerdensollte.An
zwei weiteren Stellen des revi-
dierten Gesetzes wollten sie
ebenfalls die Anforderungen
senken lassen, um ein Bauwerk
einfacher unter Schutz zu stel-
len. Damit blitzen sie vor dem
Bundesgericht ab.

Gehör finden die Beschwerde-
führer hingegen mit ihren Argu-
menten gegen jene Bestim-
mung, die den Eigentümern von
Objekten, die jünger als 70 Jahre
und nicht von regionaler oder
nationaler Bedeutung sind, ein
Vetorecht eingeräumt hätte.
Gegen ihren Willen sollten die-

se Gebäude nicht unter Schutz
gestellt werden können, so be-
schloss es die Mehrheit von Kan-
tonsrat und Stimmvolk.

Doch das Bundesgericht
äussert Kritik an dieser neu ein-
geführten Bestimmung. Frag-
würdig erscheine die gesetzliche
Möglichkeit, jüngere Objekte

ganz vom Denkmalschutz aus-
zuschliessen, heisst es im Urteil.
«Obwohl sich eine Schutzwür-
digkeit häufig erst durch Zeitab-
lauf ergibt, ist das nicht zwin-
gend.» Dies sei bei Bauten auch
schon nach kurzer Zeit denkbar,
halten die vier Bundesrichter
und die Bundesrichterin fest.

Daher erscheine es nicht mit
dem Granada-Übereinkommen
vereinbar, wenn sich Gebäude
in solchen Fällen nur mit Zu-
stimmung der Eigentümer unter
Schutz stellen liessen: «Können
Private entscheiden, dass
schutzwürdige Objekte nicht ge-
schützt werden, kann der Staat
nicht verhindern, dass diese
auch umgebaut oder abgerissen
werden.» Zwar räumt das Bun-
desgericht ein, die praktische
Relevanz der umstrittenen Be-
stimmung möge überschaubar
bleiben, «da es voraussichtlich
nicht unzählige Anwendungsfäl-
le für lokale Denkmäler geben
dürfte, die noch keine 70 Jahre
alt sind». In jenen Konstellatio-
nen, in denen sich ein Haus-
eigentümer auf die Norm stüt-
zen könne, sei die Tragweite von
deren rechtlichen Auswirkun-
gen jedoch erheblich – beispiels-
weise dann, wenn es zum Ab-
bruch eines Gebäudes kommt.

Die oberste Instanz kommt
zum Schluss: Die Bestimmung
mit dem Vetorecht für Eigentü-
mer von Gebäuden, die jünger
als 70 Jahren sind, muss gestri-
chen werden. Das neue Zuger
Denkmalschutzgesetz, das be-
reits im Dezember 2019 in Kraft
getreten war und es während
des höchstinstanzlichen Verfah-
rens geblieben ist, lässt sich an-
sonsten in der vom Stimmvolk
angenommenen Version an-
wenden. Das Bundesgericht hält
die aufgehobene Bestimmung
nicht für derart zentral, dass das
ganze Gesetz infrage gestellt
werden müsste.

Hinweis
Bundesgerichtsurteil
1C_43/2020 vom 1. April 2021.

Entscheid überrascht Regierungsrat nicht
Reaktionen Nachdem sich das
Pro-Komitee sowie die Be-
schwerdeführer zum Bundesge-
richtsentscheid bezüglich revi-
diertes Zuger Denkmalschutz-
gesetz (DMSG)geäusserthaben,
nimmt nun auch das Referen-
dums-Komitee «Nein zum
Denkmalschutzgesetz» Stel-
lung. So habe es «mit einiger
Genugtuung» das Urteil zur
Kenntnis genommen und sieht
die wesentlichen Anliegen letzt-
instanzlich geklärt. Mit der
Streichung der 70-Jahre-Regel,
welche das Granada-Abkom-
men verletze, sei eines der
Hauptanliegen des Referen-
dums-Komitees erfüllt, schreibt
dieses in seiner Stellungnahme.

Weiter seidie imGesetz fest-
gelegte Kumulation zweier
Denkmalwerte insofernnicht re-
levant, alseinObjektvonhohem
kulturellem oder heimatkundli-
chem Wert zwangsläufig immer
auch einen hohen wissenschaft-
lichen Wert aufweise. «In der
Praxis wird diese vom Kantons-
rat versuchte Verschärfung kei-
neWirkunghaben»,hältdasKo-
mitee fest. Ebenso wenig zu tra-
gen komme der neu eingeführte
Massstab «äusserst» für die

denkmalpflegerisch relevanten
Aspekte. Er werde nicht restrik-
tiver gehandhabt, als der im Ab-
kommen verwendete Begriff
«herausragend». In der Voll-
zugspraxis dürfte nach Ansicht
des Komitees darum die ver-
meintliche Verschärfung von
«sehr» zu «äusserst» bedeu-
tungslos werden.

Wermutstropfen,
diebleiben
Das Referendums-Komitee
zieht Fazit, dass die einzigen
massgeblichen Änderungen im
neuenDenkmalschutzgesetz so-
mit die von ihm nie bestrittene
Möglichkeit des einvernehmli-
chen Unterschutzstellungsver-
trages und die festgelegte Erhö-
hung der Kostenbeteiligung an
die denkmalrelevanten Bau-
arbeiten bleiben. Ein Wermuts-
tropfen sei auch die Abschaf-
fung der Denkmalkommission,
die mit der Beteiligung des
Hauseigentümervereins, des
Bauernverbandes, der Fach-
verbände und der Gemeinde-
vertreter «eine gesunde gesell-
schaftliche Verortung in der Ge-
wichtung der verschiedenen
Anliegen bewirken konnte».

EinePassage imBundesgerichts-
urteil hinterlässt beim Referen-
dums-Komitee jedochnocheine
gewisse Unklarheit, nämlich da,
wo es heisst: «...bei den ange-
fochtenen Bestimmungen han-
delt es sich sowohl in ihrer Ge-
samtheit als auch je für sich um
Kernanliegen der Teilrevision,
deren Aufhebung nicht in Be-
tracht fällt, ohne das Gesetz als
Ganzes infragezustellen.»Neh-
me man diese Argumentation
ernst, müsste der Kantonsrat
nocheinmalüberdieBücherund
erneuteinekompletteGesetzes-
revision in Angriff nehmen.

Das sieht die Regierung hin-
gegen anders, wie Andreas
Hostettler, Vorsteher der Direk-
tion des Innern, sagt: «Der Re-
gierungsrat ist ganz klar nicht
der Ansicht, dass nochmals von
vorneangefangenwerdenmuss.
Füruns istdasUrteil auch indie-
sem Punkt sehr eindeutig.» Die
Beschwerdeführer, so hält er
entgegen, hätten nur einzelne
Paragrafen des teilrevidierten
Denkmalschutzgesetzes ange-
fochten, die das Bundesgericht
auch sehr eingehend beurteilt
habe. Dabei habe es deutlich
festgestellt: Die erforderlichen

Anpassungen am Gesetzespro-
jekt beziehungsweise bei der
Auslegung der fraglichen Be-
stimmungen erschienen nicht
derart zentral, dass damit die
ganze Novelle infrage gestellt
würde.DieWirkungdesBundes-
gerichtsurteils seiklar, fügteran:
«Die 70-Jahre-Regelung kann
nicht angewendet werden. Im
Übrigen bleibt das neue Denk-
malschutzgesetz bestehen. So-
mit ist auch kein neues Gesetz-
gebungsverfahren notwendig.»

Referendums-Komitee
ist zufrieden
So sei der Entscheid aus Lau-
sanne grundsätzlich nicht über-
raschend, sagt Hostettler weiter
im Kontext: «Die 70-Jahre-Re-
gelung war von Beginn weg dis-
kutiert worden. Auch der Regie-
rungsrat hatte im Rahmen des
Gesetzgebungsprozesses auf
eine mögliche Problematik be-
züglich Altersgrenze und Zu-
stimmung des Eigentümers hin-
gewiesen.DieAufhebungdieser
Regelung erstaunt daher nicht.»
Ebenfalls seidieRegierungnicht
erstaunt,dassdasBundesgericht
die übrigen angefochtenen Be-
stimmungen für zulässig befun-

den hat. Das Bundesgericht sei
zwar der Ansicht, dass der Kan-
ton Zug durch die Änderungen
betreffendWortwahlvon«sehr»
zu «äusserst» sowie die Erfül-
lung von mindestens zwei Wert-
kriterien hohe Anforderungen
an die Schutzwürdigkeit stellt,
dies jedochnicht zurFolge habe,
dass es deswegen gar keine ge-
schützten Objekte mehr gebe.

Auch das Referendums-Ko-
mitee «Nein zum Denkmal-
schutzgesetz» kommt zum
Schluss, dass das nun vorliegen-
de Urteil des Bundesgerichtsdie
strittigen Fragen bei der Festle-
gung einer allfälligen Unter-
schutzstellung kläre und das
Gleichgewichtzwischendemge-
rechtfertigten privaten und dem
verbindlichen öffentlichen Inte-
ressewiederherstelle. Indiesem
Sinne sei man mit dem Ergebnis
sehr zufrieden. «Es bleibt zu
wünschen, dass künftig wieder
mehr inhaltlich diskutiert wird
und alle Beteiligten zusammen
und nicht gegeneinander an der
Erneuerung und Weiterentwi-
ckeln unseres kulturellen Erbes
arbeiten werden.»

Andreas Faessler

DasGebäude an der Baarer Leihgasse 15a. Seine Unterdenkmalschutzstellung sorgte für Diskussionen.
Bild: Stefan Kaiser (16. Mai 2019)

Steinibachwird
hochwassersicher
Räbmatt In den vergangenen
Jahren hat die Stadt Zug stetig
die Hochwassersicherheit der
Bäche ausgebaut. Nur der Stein-
ibach südlich von Oberwil im
Gebiet Räbmatt ist noch nicht
hochwassersicher. In den nächs-
ten Wochen wird hier ein Ge-
schiebesammler eingebaut. Die
Baukosten betragen rund
350 000 Franken. Das ist einer
Medienmitteilung der Stadt Zug
zu entnehmen.

Geschiebesammlerhalten in
BächenGesteinsbrockenzurück,
umHochwasserschäden inSied-
lungenundanInfrastrukturbau-
ten zu verringern. Bei starken
RegenfällenkönnengrosseMas-
sen an Baumstämmen, Steinen
und dergleichen herabgeführt
werden,die sichdannaufstauen,
den Wasserabfluss verhindern
und im Extremfall zu Über-
schwemmungen führen.

Strassensperrungwährend
derBauarbeiten
Die Einschätzungen der Hoch-
wasserexperten ergaben, dass
bei einem einmal in hundert
Jahren auftretenden Hochwas-
ser bis zu 500 Kubikmeter Holz
und Geschiebe aus Hangrut-
schen den Steinibach hinunter-
fliessen können. Der Geschiebe-
sammler wird im Wald oberhalb
der SBB-Bahnlinie erstellt, um
bereits dort das Material auffan-
gen zu können.

Die Bauarbeiten dauern bis
Anfang Juli 2021. Währenddes-
sen ist die Steinibachstrasse
oberhalb der Bahnlinie für den
Fahrverkehr gesperrt. Für Fuss-
gänger ist eine Umleitung signa-
lisiert. (cro)

Ja-Komiteewurde
gegründet
Trinkwasser-Initiative Ein breit
abgestütztes Komitee, be-
stehend aus Sachverständigen,
Biolandwirten und engagierten
Bürgerinnen und Bürgern, setzt
sich für die Annahme der Trink-
wasserschutz-Initiative am
13. Juni 2021 ein. Das ist einer
entsprechenden Mitteilung zu
entnehmen. Für die Kerngruppe
ist klar: «Der durch Pestizide
und andere Schadstoffe verur-
sachte dringende Handlungsbe-
darf ist gegeben, allen voran
auch, weil Bundesbern immer
wieder alles auf die lange Bank
schiebt.» Weitere Informatio-
nen gibt es online unter: www.
zg4sauberes-wasser.ch. (cro)

Lesebühnenshow
imCaféBrändle
Unterägeri Drei Zuger Schrift-
steller präsentieren im Bäcker-
stübli des Café Brändle in Unter-
ägeri alle zwei Monate eine Le-
sebühnenshow. Coronabedingt
kann die Vorstellung vom 4. Mai
nur mit acht Leuten im Saal
stattfinden, darum wird sie ins
Netz verlegt. Das Publikum
schaltet sich via Zoom dazu.
Wer live dabei sein will, kann
sich bei info@cafe-braendle.ch
anmelden. Die Show dauert
rund eine Stunde und beginnt
um 19.30 Uhr. (fg)


